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1 9 4 . Verordnung: Straßenverlauf der Bundesstraßen in Wien
1 9 5 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 5 Waidhofener Straße und B 37

Kremser Straße im Bereich der Gemeinde Waidhofen an der Thaya
1 9 6 . Verordnung: Ausschließung der Neuherstellung von Weganschlüssen, Zu- oder Abfahrten

für einen Abschnitt der B 145 Salzkammergut Straße
1 9 7 . Verordnung: Verbindlicherklärung des für den Bereich des Allgemeinen Sozialversicherungs-

gesetzes festgesetzten Anpassungsfaktors für den Bereich des Tuberkulose-
gesetzes für das Kalenderjahr 1974

1 9 8 . Verordnung: Änderung der Wasserstraßen-Verkehrsordnung
1 9 9 . Verordnung: Änderung der Geschäftsordnung für die Gerichte I. und II. Instanz
2 0 0 . Verordnung: Änderung der Sprengelverordnung für den Strafvollzug

1 9 4 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 12. März 1974
über den Straßenverlauf der Bundesstraßen

in Wien

Auf Grund des § 1 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes-
straßengesetzes 1971 am 1. September 1971 ver-
laufen die in den Verzeichnissen zum Bundes-
straßengesetz 1971 angeführten Straßenzüge in
Wien (Kundmachung BGBl. Nr. 545/1973) wie
folgt:

(Die in eckiger Klammer stehenden Zahlen
bezeichnen die noch nicht gebauten Straßenteile,
wobei jeweils die Nummer der Bundesstraße nach
dem Bundesstraßengesetz 1971 mit einer Ord-
nungszahl für diesen Straßenzug angegeben ist):
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195. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 18. März 1974 be-
treffend die Bestimmung des Straßenverlaufes
der B 5 Waidhofener Straße und B 37 Krem-
ser Straße im Bereich der Gemeinde Waid-

hofen an der Thaya

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Der Straßenverlauf der B 5 Waidhofener Straße
und der B 37 Kremser Straße wird im Bereich der
Gemeinde Waidhofen an der Thaya wie folgt be-
stimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse der Waid-
hofener Straße beginnt rund 80 m östlich der
Einbindung der Landesstraße 8123 bei Projekts-
km 8,825, folgt vorerst im wesentlichen der be-
stehenden Trasse, verläßt diese bei Projekts-
km 9,5 in nordwestlicher Richtung, umfährt das
Stadtgebiet von Waidhofen an der Thaya im
Norden und bindet bei Projekts-km 13,4 in die
bestehende Trasse wieder ein.

Die neu herzustellende Straßentrasse der Krem-
ser Straße beginnt bei der derzeitigen Trasse der
Waidhofener Straße bei Projekts-km 80,828, etwa
200 m nordwestlich der Bahnlinie Schwarzenau—
Fratres, verläuft in nördlicher Richtung und er-
reicht nach Querung der neu herzustellenden
Trasse der Waidhofener Straße die bestehende
Straßentrasse bei Projekts-km 81,860.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrassen
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Niederösterreichischen
Landesregierung und bei der Gemeinde Waid-
hofen an der Thaya aufliegenden Planunterlagen
zu ersehen.

§ 15 BStG 1971 findet auf vorangeführten
Straßenteil Anwendung. Der in dessen Abs. 2 ge-
nannte Geländestreifen beträgt 35 m beiderseits
der Straßenachse.

Moser

1 9 6 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 21. März 1974 be-
treffend die Ausschließung der Neuherstel-
lung von Weganschlüssen, Zu- oder Abfahr-
ten für einen Abschnitt der B 145 Salz-

kammergut Straße

Auf Grund des § 26 Abs. 2 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, wird verordnet:

Für den Abschnitt der B 145 Salzkammergut
Straße von km 56,81 bis km 61,15 (Umfahrung Bad
Ischl-Ost) wird die Neuherstellung von Wegan-
schlüssen, Zu- oder Abfahrten gänzlich ausge-
schlossen *).

Moser

*) Berichtigt gemäß Kundmachung BGBl. Nr. 381/
1975.

197. Verordnung des Bundesministers für
Gesundheit und Umweltschutz vom 15. März
1974 über die Verbindlicherklärung des für
den Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-
rungsgesetzes festgesetzten Anpassungsfaktors
für den Bereich des Tuberkulosegesetzes für

das Kalenderjahr 1974

Auf Grund des Tuberkulosegesetzes, BGBl.
Nr. 127/1968, in der Fassung der Bundesgesetze
BGBl. Nr. 372/1973 und BGBl. Nr. 142/1974
wird verordnet:

Artikel I
Der im Bereich des Allgemeinen Sozialversiche-

rungsgesetzes mit Bundesgesetz BGBl. Nr. 23/
1974 für das Kalenderjahr 1974 mit 1,104 fest-
gesetzte Anpassungsfaktor ist in diesem Ausmaß
auch im Bereiche des Tuberkulosegesetzes für das
Kalenderjahr 1974 verbindlich.

Artikel II
Die Verordnung vom 3. Oktober 1973, BGBl.

Nr. 525, wird aufgehoben.

Leodolter

198. Verordnung des Bundesministers für
Verkehr vom 20. März 1974, mit der die

Wasserstraßen-Verkehrsordnung geändert
wird

Auf Grund des Schiffahrtspolizeigesetzes, BGBl.
Nr. 91/1971, wird verordnet:

Artikel I
Die Wasserstraßen-Verkehrsordnung, BGBl.

Nr. 259/1971, wird wie folgt geändert:

1. Dem § 11.02 wird folgende Z. 5 angefügt:
„5. a) Abweichend von § 1.10 Z. 1 lit. b kann

auf Fahrzeugen ohne Besatzung der Eich-
schein durch eine Fotokopie oder eine be-
glaubigte Abschrift, die sich an Bord des
Fahrzeuges ohne Besatzung oder an Bord
des Schubfahrzeuges befindet, oder durch
eine Platte, die einen Auszug aus dem
Eichschein (Ladetabelle) enthält, ersetzt
werden. Diesfalls muß sich das Original
des Eichscheines beim Schiffahrtsunter-
nehmen befinden.

b) Des weiteren können auf dem Schiffs-
körper oder auf dauerhaft befestigten
Platten oder Schildern folgende Aufschrif-
ten angebracht werden:
aa) die Nummer der Bordbescheinigung,
bb) der Zeitpunkt des Ablaufes der Gül-

tigkeitsdauer der Bordbescheinigung,
cc) die größten Abmessungen des Fahr-

zeuges, und zwar größte Länge,
Breite, Bordhöhe (Seitenhöhe) und
Höhe (Fixpunkthöhe) sowie größter
Tiefgang,
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dd) Angaben über allfällige Beschränkun-
gen betreffend die Schiffahrt auf be-
stimmten Flußabschnitten oder die
Art der zu befördernden Güter.

§ 18 der Schiffspatentverordnung, BGBl.
Nr. 120/1936, wird hiedurch nicht be-
rührt.

Die unter lit. a und b angeführten Aufschrif-
ten sind an leicht und gut lesbarer Stelle an-
zubringen und müssen gegen jede Beschädi-
gung geschützt sein. Der Schiffseigner ist für
die ordnungsgemäße Anbringung der Auf-
schriften, für deren Übereinstimmung mit den
jeweiligen Originaldokumenten sowie für jede
Ungenauigkeit verantwortlich."

2. Nach § 13.08 wird folgender § 13.09 einge-
fügt:

„§ 13.09 T a g b e z e i c h n u n g b e s t i m m -
t e r K l e i n f a h r z e u g e m i t Ma-
s c h i n e n a n t r i e b i n F a h r t

Abweichend von § 3.03 Z. 3 muß bei der Tag-
bezeichnung bestimmter Kleinfahrzeuge mit Ma-
schinenantrieb in Fahrt (§ 3.31) die Flagge nur
mindestens je 0,60 m hoch und breit sein."

3. Nach § 16.06 wird folgender § 16.07 ein-
gefügt:

„§ 16.07 S e g e l f a h r z e u g e
Segelfahrzeuge mit mehr als 12 m2 Segelfläche
dürfen Wasserstraßen nur befahren, wenn sie mit
einem Maschinenantrieb ausgestattet sind, dessen
Maschinenleistung 4.400 Watt übersteigt."

4. Dem § 18.02 wird folgende Z. 9 angefügt:

„9. Das Schleppen von Flugkörpern (Flugdrachen,
Drachenfallschirmen und ähnlichen Geräten)
ist, ausgenommen bei Veranstaltungen gemäß
§ 11.08, verboten."

5. In § 19.01 Z. 3 hat die Tabelle zu lauten:

6. Der § 19.02 Z. 2 hat zu lauten:

„2. Bei Wasserständen von mehr als 500 Zenti-
meter am Pegel in Engelhartszell dürfen in
den von der Schleuse Jochenstein zu Tal fah-
renden
a) Schleppverbänden vom Zugschiff nicht

mehr als ein Fahrzeug oder eine einzige
Querreihe seitlich gekuppelter Fahrzeuge
geschleppt und nicht mehr als ein Fahr-
zeug längsseits zum Zugschiff gekuppelt
geführt werden,

b) Schubverbänden vom schiebenden Fahr-
zeug nicht mehr als ein Fahrzeug oder eine
einzige Querreihe seitlich gekuppelter
Fahrzeuge geschoben werden,

c) Fahrzeugen mit Maschinenantrieb nicht
mehr als ein Fahrzeug längsseits gekuppelt
geführt werden."

7. Im Anhang 4 haben die beiden ersten Zeilen
„Amt der Landesregierung

mittelbare Bundesverwaltung"
zu entfallen.

8. Im Anhang 9 werden die laufenden Nummern 14 bis 16 durch folgenden Wortlaut ersetzt:

Artikel II

Diese Verordnung tritt am 15. April 1974 in Kraft.

Lanc
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199. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 21. März 1974, mit der die Ge-
schäftsordnung für die Gerichte I. und II. In-

stanz geändert wird

Auf Grund des § 5 Abs. 2 und des § 17 des
Gerichtlichen Einbringungsgesetzes 1962, BGBl.
Nr. 288, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl.
Nr. 155/1965 wird verordnet:

1. Im § 224 Abs. 4 der Geschäftsordnung für
die Gerichte I. und II. Instanz, BGBl. Nr. 264/
1951, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 569/1973 hat der Satzteil nach dem
Doppelpunkt zu lauten: „Arbeitsbelohnungen,
Eigengeld bis 1000 S und bewegliche körperliche
Sachen im Einzelwert bis 1000 S".

2. Diese Verordnung tritt mit 1. Mai 1974 in
Kraft.

Broda

200. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 21. März 1974, mit der die Spren-
gelverordnung für den Strafvollzug geändert

wird

Auf Grund des § 9 Abs. 8 des Strafvollzugs-
gesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, wird verordnet:

In der Sprengelverordnung für den Strafvoll-
zug, BGBl. Nr. 92/1970, wird die Anlage I wie
folgt geändert :

1. In der Tabelle für den Sprengel des Ober-
landesgerichtes Graz entfällt in der rechten Spalte
das Wort „Greifenburg,".

2. In der Tabelle für den Sprengel des Ober-
landesgerichtes Innsbruck entfällt die Zeile mit
den Worten „Bludenz" (in der linken Spalte) und
„Bludenz, Schruns" (in der rechten Spalte); an die
Stelle der Worte „Bezau, Bregenz, Dornbirn"
haben die Worte „Bezau, Bludenz, Bregenz,
Dornbirn, Schruns" zu treten.

Broda


